In der Senatssitzung am 20. April 2021 beschlossene Fassung

Die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport

Bremen, 12.04.2021

Vorlage fiir die Sitzung des Senats am 20. April 2021

Erweiterung der praventiven Schuldnerberatung u. a. zur Vermeidung
pandemiebedingter Harten

A. Problem

Erganzend zu der auf individuellen leistungsrechtlichen Anspriichen aus dem SGB Il und dem
SGB XII basierenden Schuldnerberatung ist in der Stadtgemeinde Bremen ein Angebot fir
praventive Schuldnerberatung aufgebaut worden. Es richtet sich an einkommensschwache
Erwerbstatige sowie Arbeitslosengeld | beziehende Personen, die keinen leistungsrechtlichen
Anspruch auf eine Schuldnerberatung haben, eine solche aufgrund ihrer Lebenssituation aber
bendtigen. Mit der ,Forderrichtlinie Praventive Schuldnerberatung* werden
Beratungsleistungen  fir  Uberschuldete Personen finanziert, die von diesen
einkommensabhangig kostenlos oder mit einer einmaligen Eigenbeteiligung von derzeit
pauschal maximal 130 € in Anspruch genommen werden kénnen.

Die Beratungsstellen haben in der Vergangenheit darauf hingewiesen, dass der Festbetrag fir
diese Leistungen erhdht werden musse, um weiterhin qualitativ hochwertig beraten zu kénnen.
Fir das Forderprogramm steht ein jahrliches Budget von 425.000 € zur Verfliigung, mit dem
bislang rd. 600 Beratungen finanziert werden konnten. In einer gemeinsam mit der
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege Bremen (LAG) eingerichteten
Arbeitsgruppe wurde kirzlich ein Festbetrag von 1.050 € pro Fall als angemessen ermittelt
und vereinbart. Mit dem festgelegten Budget kénnen nunmehr ca. 400 Beratungen jahrlich
finanziert werden. Von den in der LAG organisierten Beratungsstellen wird einheitlich die
Position vertreten, dass die Qualitat der Beratungen Vorrang gegenuber der Quantitat haben
musse und Wartezeiten von wenigen Monaten zwar nicht ideal, jedoch akzeptabel seien.
Gleichwohl wurde um eine Aufstockung des Gesamtbudgets gebeten, um die Wartezeiten
maoglichst gering halten zu kénnen. Da diese Sichtweise von der Senatorin flr Soziales,
Jugend, Integration und Sport und der fachlich zustandigen Deputation fir Soziales, Jugend
und Integration im Grundsatz geteilt wird, ist fur 2021 eine einmalige Aufstockung aus freien
Deckungsmitteln um 100.000 € aus dem PPL 41 beabsichtigt, so dass in diesem Jahr rd. 500
Beratungen durchgefiihrt werden kénnen.

Damit ware fir dieses Jahr eine Loésung gefunden worden, um erstens die
Beratungsleistungen angemessen zu vergiten und zweitens die Wartezeiten nicht zu lang
werden zu lassen. Allerdings fuhrt die Corona-Pandemie zu Kurzarbeit oder sogar
Kindigungen, so dass sich die Situation der mit dem Férderprogramm adressierten Personen
in vielen Fallen verscharfen dirfte. In dieser Notsituation sind verlangerte Wartezeiten
problematisch. Hinzu kommt, dass die Einkommenssituation von Soloselbstandigen,
Klnstler:innen und Studierenden durch die Pandemie in besonders starkem Male betroffen
ist, diese Personen fur die Leistungen der praventiven Schuldnerberatung derzeit aber nicht
anspruchsberechtigt sind.

B. Losung

Im Jahr 2021 stehen Mittel fir rund 500 Beratungen zur Verfigung. Angesichts der
pandemiebedingt zu erwartenden erhéhten Nachfrage werden Mittel in H6he von 210.000 €
fur 200 weitere Beratungen bereitgestellt. Weitere 105.000 € werden fur 100 Beratungen zur



Deckung der zusatzlichen Nachfrage durch die von der Pandemie in besonderem Malle
betroffenen  Zielgruppen der Soloselbstandigen, Kinstleriinnen und Studierenden
angenommen.

C. Alternativen

Verzicht auf die Aufstockung. Diese Alternative wird aufgrund der dargestellten Situation nicht
empfohlen.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Priifung

Das Budget fur die praventive Schuldnerberatung wird 2021 einmalig im Rahmen der eigenen
Ermachtigung um 100.000 € verstarkt. Eine Bereitstellung erfolgt aus freien Deckungsmitteln
der Produktgruppe 41.05.04 (S), Kommunale Leistungen zur Existenzsicherung, nach SGB Il
im Bereich der flankierenden MalRnahmen gem. § 16 SGB Il (Titel 3472.68123-0,
Schuldnerberatung). Nachteile fir andere Empfanger:innen entstehen nicht. Die Deputation
wurde bereits befasst.

Die weiteren erforderlichen Mittel in Hohe von 315.000 € kdnnen in 2021 aus der beim Senator
fur Finanzen geflhrten Ricklage Sonderrlicklage fir Sozialleistungen der Stadtgemeinde
Bremen finanziert werden. Die Entnahme ist zu beschlielen und der Betrag nach
Deputationsbefassung von Haushalts- und Finanzausschuss nachzubewilligen.

Die Mittel in H6he von insgesamt 315.000 € werden den teilnehmenden Beratungsstellen auf
Grundlage der aktuellen Leistungsfahigkeit zugewiesen, entsprechende
Zuwendungsvereinbarungen werden abgeschlossen und zugleich wird die Erweiterung des
Personenkreises geregelt. Der jeweils ermittelte Anteil wird als Gesamtbetrag ausgezahlt, ist
jedoch an eine zu erbringende Mindestfallzahl gekoppelt, die sich aus dem jeweiligen
Gesamtbetrag und dem Festbetrag von 1.050 € pro Fall ergibt.

Aufgrund fehlender Erfahrungen aus der Vergangenheit kann der tatsachliche Bedarf noch
nicht valide prognostiziert werden. Daher erhalten die Beratungsstellen fir das erste und
zweite Quartal des Vereinbarungszeitraums jeweils ein Viertel des Gesamtbetrags. Fir die
Folgequartale werden die Auszahlungsbetrage ggf. an die tatsachliche Fallzahlentwicklung
angepasst. Dazu ist jeder Beratungsfall im Rahmen einer Verlaufsstatistik zu dokumentieren
und der Zuwendungsgeberin innerhalb von vier Wochen nach Quartalsende vorzulegen. Sollte
absehbar sein, dass die vereinbarte Mindestfallzahl nicht erreicht werden kann, besteht die
Moglichkeit Fallzahlen auf andere Zuwendungsempfanger umzuverteilen oder nicht bendtigte
Mittel einzubehalten.

Die praventive Schuldnerberatung kommt allen HilfebedUrftigen unabhangig von deren
Geschlechtsidentitat zu Gute.

E. Beteiligung / Abstimmung
Die Vorlage ist mit der Senatskanzlei und dem Senator fir Finanzen abgestimmt.

F. Offentlichkeitsarbeit / Verdffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz

Einer Veroffentlichung Uber das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts
entgegen.



Beschluss

Der Senat stimmt der Ausweitung der Praventiven Schuldnerberatung um weitere
315.000 € zu.

Der Senat bittet die Senatorin fir Soziales, Jugend, Integration und Sport, die
erforderlichen haushaltsrechtlichen Beschllsse des Haushalts- und
Finanzausschusses Uber den Senator fur Finanzen einzuholen.



	Vorlage für die Sitzung des Senats am 20. April 2021
	Erweiterung der präventiven Schuldnerberatung u. a. zur Vermeidung pandemiebedingter Härten
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung
	E. Beteiligung / Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
	G. Beschluss


